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EuGH stärkt kommunale Selbstverwaltung

Interkommunale Zusammenarbeit ohne Ausschreibung möglich

„Der Zwangsprivatisierung ein Riegel vorgeschoben“

Stuttgart.    Der Europäische Gerichtshof hat die kommunale Selbstverwaltung gestärkt. Eine Zusammenarbeit zwischen Städten, Gemeinden und Landkreisen wird erleichtert: In diesen Fällen muss keine Ausschreibung durchgeführt, Angebote privater Unternehmen müssen nicht eingeholt werde. Das hat der EuGH am Dienstag (9. Juni) in Luxemburg entschieden (Aktenzeichen C-480/06). „Damit ist der Zwangsprivatisierung kommunaler Leistungen ein Riegel vorgeschoben. Die immer wichtigere Zusammenarbeit der Kommunen bei der Aufgabenerfüllung hat freie Fahrt“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Wenn Städte und Gemeinden beschließen, Aufgaben gemeinsam effizienter zu erledigen, handle es sich nicht um eine Beschaffung auf dem Wettbewerbsmarkt, so der Gemeindetag. Solche Entscheidungen der demokratisch legitimierten Gemeinderäte dürften nicht mit dem Maßstab des Wettbewerbsrechts gemessen werden. Vielmehr gehe es um das Recht der Mitgliedsstaaten, ihre öffentlichen Angelegenheiten zu organisieren. Dabei sei die kommunale Selbstverwaltung zu achten. „Vor allem die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser und örtlichen Dienstleistungen – zum Beispiel bei Bildung, Betreuung und Pflege – gehört für uns zum Kernbestand der Kommunalautonomie“, betonte Kehle. „Das muss weiterhin demokratisch kontrolliert werden.“ In welcher Rechtsform Kommunen zusammenarbeiten, müsse offen bleiben.

Dem EuGH-Urteil liegt ein Abfallentsorgungsvertrag der Stadtreinigung Hamburg mit vier umliegenden Landkreisen zugrunde. Nach Auffassung der EU-Kommission hätten die Landkreise mit Hamburg eine gemeinsame öffentliche Körperschaft errichten oder die Müllabfuhr öffentlich ausschreiben müssen. Dem widersprach nun der EuGH: Die Müllentsorgung gehöre zu den öffentlichen Aufgaben. Eine öffentliche Stelle könne ihre im allgemeinen Interesse liegenden Aufgaben mit eigenen Mitteln, aber auch in Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen Stellen erfüllen. Eine bestimmte Rechtsform für so eine Zusammenarbeit gebe das europäische Recht nicht vor. Eine Ausschreibung sei nicht erforderlich, solange sich die Kommunen bei ihrer Zusammenarbeit von ihren öffentlichen Aufgaben leiten lassen.
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